Ernst Chr. Suttner

DER DIALOG MIT DER ORTHODOXEN KIRCHE NACH DER
WIEDERGEWAHRUNG VON RELIGIONSFREIHEIT AN DIE
UNIERTEN KATHOLIKEN GALIZIENS UND SIEBENBURGENS

Im offiziellen theologischen Dialog, den die katholische
Kirche seit 1980 mit der orthodoxen Kirche fihrt, wurde durch
einen Beschlul3 der 5. Vollversammlung der Dialogkommission vom
Juni 1988 die zweite Arbeitsphase eingeleitet.

In ihrer ersten Arbeitsphase erstellte die Dialogkommission
drei ausfiuhrliche theologische Dokumente.! In ihnen ist darge-
legt, dall Kirchen, die von Gott gewirdigt sind, die gottliche
Wahrheit zu hiten und zu predigen, die heiligen Sakramente zu
spenden und die Menschen zum Heil zu fuhren, als Schwesterkir-
chen zusammengehdren. Die drei Dokumente enthalten aber keine
Aussage daruber, ob die orthodoxe und die katholische Kirche in
diesem Sinn Schwesterkirchen sind. Ehe hieruber geurteilt werden
darf, hat sich die Dialogkommission mit den Problemen zu befas-
sen, die es zwischen beiden Kirchen gibt, und mit der Besorgnis
jener Kreise, die in diesen Problemen den Bewels zu erkennen
meinen, dal eine Glaubensspaltung besteht. Das Gewicht der Gra-
vamina, die zwischen den Kirchen liegen, ist zu prifen. Es ist
zu fragen, ob diese schwerer wiegen als die gemeinsamen geistli-
chen Gaben; ob vor Gott das Gemeinsame oder das Trennende uber-
wiegt. Also beschlof 1988 die 5. Vollversammlung, sich fortan
jenen Schwierigkeiten zuzuwenden, um derentwillen sich unsere
Kirchen seit etwa 1000 Jahren voneinander abgrenzen. Somit war
eine neue Thematik aufgerollt, als die Dialogkommission im Juni
1990 in Freising ihre 6. Vollversammlung abhielt. Die zweite

1 a) "Das Geheimnis der Kirche und der Eucharistie im Licht des Geheimnisses
der Heiligen Dreifaltigkeit", verabschiedet von der 2. Vollversammlung in
Minchen, 30.6.-6.7.1982, franzdsischer Urtext in: Irénikon 55(1982)350-362;
deutsche Ubersetzung in: Una Sancta 37(1982)334-340. b) "Glaube, Sakramente
und Einheit der Kirche", verabschiedet von der 4. Vollversammlung in Bari,
9.-16.7.1987, franzosischer Urtext in: Irénikon 60(1987)336-349; deutsche
Ubersetzung in: Una Sancta 42(1987)262-270. c) '"Das Weihesakrament in der sa-
kramentalen Struktur der Kirche, insbesondere die Bedeutung der apostolischen
Sukzession Tir die Heiligung und die Einheit des Volkes Gottes", verabschie-
det von der 5. Vollversammlung in Valamo, 19.-27.6.1988, franzosischer Urtext
in: Irénikon 61(1988)347-359; deutsche Ubersetzung in: Una Sancta
43(1988)343-351.



Phase der Tatigkeit hat begonnen.

Der Anfang war nicht leicht. Erstens wirkte sich aus, dald
die Kommissionsmitglieder 1988 um unterschiedlicher Grinde wil-
len beschlossen, in die zweite Arbeitsphase einzutreten. Die ei-
nen hielten dafur, dal die gegenseitige Nahe von katholischer
und orthodoxer Kirche eindeutig feststehe; sie meinten, es gebe
keinen Zweifel mehr, dall wir zusammengehdren; es sei langst of-
fenkundig, dal das Gewicht des Trennenden weit geringer sei als
jJenes der gemeinsamen Gnadengaben, und es sei allerhdchste Zeit,
unverzuglich mit dem Ausraumen der zwischen uns liegenden
Schwierigkeiten anzufangen. Andere waren vorsichtiger und rie-
ten, die erste Phase noch ein wenig zu verlangern, damit das ge-
genseitige Vertrauen und die wechselseitige Liebe weilter wachsen
und der Ubergang zur zweiten Phase intensiver vorbereitet und
erleichtert werde. Wieder andere, die uUber die vielen Hinweilse
auf die gegenseitige Nahe zwischen unseren Kirchen (fast) er-
schraken und befurchteten, die Kommission laufe Gefahr, dal} sie
echte Schwierigkeiten Uberspiele, verlangten erst recht einen
schnellen Ubergang in die zweite Arbeitsphase, damit endlich das
Gewicht der bestehenden Schwierigkeiten verdeutlicht und die
Trennungslinie betont werde.

Dall unterschiedliche Motive bewogen, den Eintritt in die
neue Arbeitsphase zu beschliellen, macht verstandlich, warum es
verschiedene Vorstellungen gab von der rechten Arbeitsweise. Be-
kanntlich war die Methodenfrage im Dialog von Anfang an schwie-
rig, und die Dialogkommission hatte ihr die erste Vollversamm-
lung ganz und gar gewidmet. Denn es gibt in der Kirchengeschich-
te kein Modell fur den gegenwartigen Dialog. Ohne dalR man sich
auf ein Vorbild aus fruherer Zeit hatte stiutzen kdnnen, mul3te
man ein Verfahren entwerfen, das dem sehr unterschiedlichen Her-
kommen beider Seiten angemessen ist.? Da eine ganze Vollversamm-
lung notig war, um ein solches Verfahren fiur die erste Arbeits-
phase zu finden, iIn der es um die Gemeinsamkeit zwischen den
beiden Kirchen ging, sollte sich keiner wundern, dafl es erst
recht schwer war, fur die zweite Phase, fir das Behandeln der
Schwierigkeiten, die rechte gemeinsame Vorgehensweise ausfindig

2 Zu den Verfahrensschwierigkeiten, die eine Folge des unterschiedlichen Her-
kommens sind, vgl. E. Chr. Suttner, Die Partnerkirchen im offiziellen ortho-
dox-katholischen Dialog. lhre Einheit und ihre Vielgestaltigkeit, in: Una
Sancta 36(1981)333-345; 37(1982)13-14.



zu machen.

Eine weitere Erschwernis erwuchs aus den jungsten Umwalzun-
gen im kirchlichen Leben Ost- und Sudosteuropas. Denn diese lie-
Ben eine von den Fragen, die man 1988 als erste Themen fiur die
neue Phase vorgeschlagen hatte, in einer Weise eskalieren, die
damals niemand vorausahnen konnte. Man hatte als eigentliche Ta-
gesordnung fur die erste Begegnung der zweiten Phase festgelegt,
die ekklesiologischen und kanonischen Konsequenzen aus den bis-
herigen Arbeiten zu ziehen und nach der Konziliaritat und Auto-
ritat in der Kirche zu fragen. Dabei ware die Papstfrage in den
Blick getreten.® Daneben sollten erste Vorarbeiten geleistet
werden, damit in absehbarer Zeit auch die Gravamina der Orthodo-
xie zur Sprache kamen, die fir sie mit der Existenz der mit Rom
unierten ostlichen Kirchen verbunden sind. Doch in der Zwischen-
zeit kam es zur uUberraschenden Befreiung grol3er unierter Kir-
chen, denen mehr als 40 Jahre die Religionsfreiheit verweigert
war. In der Vehemenz der Entwicklung geschahen dabeir und gesche-
hen noch immer Dinge, die besser nicht sein sollten. Die Turbu-
lenzen bestirzten einzelne orthodoxe Kirchen so sehr, dal sie
nicht einmal ihre Vertreter nach Freising kommen lieBen. Mit nur
unvol Istandig versammelten orthodoxen Gesprachspartnern begann
daher unter allerleil Erschwernis die zweite Arbeitsphase des Di-
alogs.

Die Fragen um die bisher unterdrickten und jetzt wieder an
die Offentlichkeit tretenden unierten Kirchen beschaftigten die
Dialogkommission in Freising voll, und fir die Themen, die
hauptsédchlich vorgeschlagen und ausfuhrlich vorbereitet waren,
fand man keine Zeit. Dies machte die Sitzung zu einer Belas-
tungsprobe fur die Dialogbereitschaft unserer Kirchen. Denn

® Bezuglich der eigentlich vorgesehenen Themen wurde die Freisinger Vollver-
sammlung ernsthaft vorbereitet. Uber Konziliaritat und Autoritdt in der Kir-
che lag ein weit gereifter Textentwurf vor (der als Arbeitsunterlage fur die
Plenarsitzung der Diskretionspflicht unterliegt und daher nicht veroffent-
licht werden konnte). Auch das Papstthema war zwischen Theologen beider Kir-
chen eifrig diskutiert worden. Dall auch in dieser Frage alte Fronten aufbre-
chen, zeigte sich z.B. beim Regensburger Okumenischen Symposion 1989, als von
keinem der anwesenden orthodoxen Teilnehmer Widerspruch eingelegt wurde gegen
die These: '"Die Kontroverse Uber den Papst zwischen der katholischen und der
orthodoxen Kirche geht nicht Uber die prinzipielle Frage, ob es einen Bischof
geben kdnne, dem eine besondere Sorge auferlegt ist fir die Einheit des Bi-
schofskollegiums und damit fur die Kircheneinheit Uberhaupt. Die Kontroverse
geht vielmehr Uber die Modalitaten, unter denen das papstliche Amt als Dienst
an der Einheit zu fuhren ist"; vgl. den bald erscheinenden Dokumentationsband
Uber dieses Symposion.



nicht beim Gesprach uUber ein vorbereitetes Thema, sondern ange-
sichts einer neu eskalierenden Problematik, Uber die mitten im
Umbruch der Verhaltnisse niemand "'sine ira et studio”™ sprechen
kann, mul3te die Kommission ihre Arbeitsweise fTur die zweite Pha-
se suchen und auch gleich anwenden. Verstandlich, daR die Situa-
tion mehr als einmal ausweglos zu sein schien. Doch immer wieder
war zu verspuren, dal Gottes Geist, der beide Kirchen erfullt,
die Delegierten zusammenband, weil viel fur den Dialog gebetet
wurde. In mihsamster Weise kam nach Verlangerung der Sitzung um
einen Tag, und auch dann erst spat in der Nacht, doch eine ge-
meinsame Erklarung zustande.* DaR es sie gibt, macht dankbar fir
das Gelingen des Ubergangs zur zweiten Arbeitsphase. DaR sie
weit davon entfernt ist, den berechtigten Winschen der Kirchen
voll und ganz Rechnung zu tragen, zeigt, wieviel Arbeit noch vor
uns liegt.

Vermutlich ware die 6. Vollversammlung harmonischer verlau-
fen, wenn die 5. Vollversammlung fur die Verlangerung der ersten
Arbeitsphase pladiert hatte. Vielleicht ware in diesem Fall in
Freising ein weiteres reiches gemeinsames theologisches Dokument
geschaffen worden. DalR dies auf lange Sicht fruchtbarer gewesen
ware, darf man aber bezweifeln.

4 Eine deutsche Ubersetzung wird veréffentlicht werden in Una Sancta
45(1990) .



Eine Bewdhrungsprobe wegen des Gewichts der
Fragen und weil es eilt

Es stehen vielfaltige Probleme an, wenn die Gravamina auf-
zuarbeiten sind, die es zwischen unseren dialogfiuhrenden Kirchen
beziuglich der mit Rom unierten orientalischen Kirchen gibt. Be-
lastende Sachverhalte sind abzuklaren und zu regeln; gewisse Er-
wartungen, manchmal sogar Forderungen der einen wie der anderen
Seite sind zuriuckzuweisen; MiRverstandnisse und auch Irrtimer
sind zu bereinigen; gegenseitige Vorwiurfe, die der Versohnung
zwischen unseren Kirchen entgegenstehende Feindbilder bestarken,
sind auf ihre Berechtigung hin zu priufen. Das Arbeitspensum ist
selbst fur eine ruhige Zeit gewaltig; die Umbruchszeit verur-
sacht zusatzliche Erschwernis. Bekanntlich gibt es auch Krafte,
die das Scheitern des Dialogs herbeiwinschen. lhnen kann nur Pa-
roli geboten werden, wenn das Bereinigen der Schwierigkeiten
konsequent vorangeht und nicht allzu lange Zeit in Anspruch
nimmt. Eine zweifache Bewahrung steht daher bevor: Die Sachfra-
gen sind ehrlich und offen anzugehen, und es darf kein Aufschie-
ben geben, weil sonst die Gegner der Aussthnung den Dialog wegen
dieser Problematik Uberhaupt in Frage stellen konnten. Aus dem
Patriarchat von Konstantinopel, das - wie bekannt - dringlich
interessiert ist am Weiterkommen des Dialogs, war jungst die
Warnung zu hoéren: "Um der Offensive der Unierten entgegenzutre-
ten, wird es eine “Front®™ der gesamten Orthodoxie geben. Sollten
sich unsere Beflurchtungen bewahrheiten, wird die Orthodoxie ei-
nig sein und auch nicht davor zurickschrecken, den Dialog mit
Rom zu unterbrechen™.®

Von den vielfaltigen Sachfragen, vor denen wir stehen, sei-
en im folgenden jene herausgegriffen, deren Dringlichkeit sich
wegen der Wiedergewahrung von Religionsfreiheit an die unierten
Katholiken Galiziens und Siebenblirgens steigerte. Sie lassen
sich unter vier Gesichtspunkten zusammenfassen:

1) die Menschenrechtsfrage;

2) das ekklesiologische Problem, dalR nicht beseitigt werden

5 KNA (Okumenische Umschau) vom 29.8.1990, S. 3; Kath-Press vom 22.8.1990, S.
5F.Vgl. hierzu auch die "Déclaration du Patriarcat oecuménique concernant les
catholiques ukrainiens de rite oriental”™ vom 8.9.1990, in: Episkepsis Nr. 446
vom 1.10.1990.



darf, was Gott in Langmut gesegnet hat;

3) die Rucksichtnahme auf das Gewissen von Menschen, die
anderer Uberzeugung sind;

4) die Forderung auf Wiedergutmachung fir Unrecht.

Die Menschenrechtsfrage

Bei der Forderung auf Rechte fur die Unierten in der Ukrai-
ne, die unentwegt gestellt wurde und auf die jetzt, in der Zeit
der Perestrojka, endlich auch die Sowjetbeh6érden achten, geht es
nicht darum, eine unierte Kirche neu aufleben zu lassen. Von
Wieder-aufleben-Lassen oder gar von Neubegrindung einer unierten
Kirche in der Ukraine kann keine Rede sein, weil das Leben der
Ukrainischen Unierten Kirche nie erlosch. Es geht vielmehr um
das Recht auf freie Religionsausubung fur Glaubige, die uUber 40
Jahre lang in der lllegalitat leben mul3ten, weil ihnen die ganze
Zeit Uber ein fundamentales Menschenrecht verwehrt war. Sogar
der "Rat fur religitse Angelegenheiten beim Ministerrat der Uk-
rainischen SSR™ hat in einer Bekanntmachung anlallich der Rom-
reise Gorbacevs eingeraumt, daB den unierten Glaubigen in der
Vergangenheit nicht einmal jene minimalen religidsen Rechte of-
fen standen, die vom Sowjetstaat fur die Glaubigen anderer Kir-
chen und Religionsgemeinschaften geduldet wurden. In einer Be-
kanntmachung dieser Behdérde vom Spatherbst 1989 wird ausdrick-
lich gesagt, dall die Unierten die von den Gesetzen der Sowjet-
union zugesicherten Rechte noch zu erhalten haben. Dort heil3t
es: "Der Rat fur religidose Angelegenheiten erklart offiziell,
dall griechisch-katholische Glaubige von allen Rechten Vorteile
erhalten kénnen, die vom Gesetz Uber religidse Vereinigungen in
der Ukrainischen SSR vorgesehen sind."®

Als erster Schritt steht also die Menschenrechtsfrage an.
An Menschen, die bisher in threm Selbstbestimmungsrecht unter-
drickt und der Religionsfreiheit beraubt waren, ist zuallererst
ein 1thnen jahrzehntelang vorenthaltenes elementares Menschen-
recht zurickzugeben. Dies hat durch jene Instanzen zu geschehen,
die die Freiheitsberaubung durchfihrten: durch die Sowjetbehdr-
den. Erst wenn das an i1hnen begangene himmelschreiende Unrecht
beseitigt ist, konnen die Kirchen an die LOsung der involvierten

® Ukrainischer Pressedienst, Nr. 11(47) vom November 1989.



ekklesiologischen Probleme herantreten. Denn Ekklesiologie kann
nur in Freiheit, niemals unter Zwang und Notigung geklart wer-
den.

Fur Siebenbirgen gilt das gleiche. Doch unterscheidet sich
die dortige Rechtslage der Religionsgemeinschaften von jener in
der Sowjetunion,’ und dies verursacht gewisse Nuancen. Nach sow-
jetischem Gesetz waren keine Kirchen als Gesamtkorperschaften,
sondern nur religidse Ortsgemeinden anerkannt. Somit begann der
Legalisierungsprozel3 in der Sowjetunion sozusagen '‘von unten™.
Ortsgemeinden unierter Katholiken, die bis zum Spatherbst 1989
keine Aussicht auf Anerkennung durch staatliche Organe hatten,
kénnen jetzt eine solche erlangen. Ob und auf welche Weise sich
diese Gemeinden als unierte Bistimer und als eine Ukrainische
Unierte Kirche (als die Metropolie von Lemberg) untereinander
zusammengehorig empfinden, war vor dem bisherigen Religionsge-
setz unerheblich. Die staatlichen Organe brauchten sich daher,
auch wenn sie unierte Ortsgemeinden registrierten, nicht zu den
Didzesen und zur Metropolie zu auflern. Naturlich wulRte jeder-
mann, dal es Bischofe gibt. Streng nach dem Gesetz aber "waren
sie nicht da".

Das Religionsgesetz der Volksrepublik Ruménien vom August
1948 anerkannte hingegen Dit6zesen und Metropolien als rechtlich
bestehende Koérperschaften. Am 1. Dezember 1948 verabschiedete
das rumanische Parlament jedoch ein Gesetz, welches feststellte,
dall die Gemeinden, die Didzesen und die Metropolie der Rumani-
schen Unierten Kirche zu bestehen aufgehdort haben. Die Katholi-
ken betrachteten dieses Gesetz nie fur rechtmdlig, doch die
Staatsbehorden hielten sich daran. Sie gingen davon aus, dald
keine Rumanische Unierte Kirche mehr bestand. Dieses Gesetz wur-
de zum Jahreswechsel 1989/90 von der Revolutionsregierung fur
null und nichtig erklart. Damit ware eigentlich allen Korper-
schaften der Rumanischen Unierten Kirche rechtlich jene Anerken-
nung zuriuckgegeben worden, deren sie sich vor dem 1. Dezember
1948 erfreuten. Es steht aber noch an, aus der theoretisch-
rechtlichen Restitution konkrete Konsequenzen fur den prakti-
schen Alltag des Lebens zu ziehen. Die theoretisch wieder in ih-

" Dieser Unterschied ist jungst durch das neue Religionsgesetz der Sowjetuni-
on beendet worden. Die aktuellen Probleme, mit denen wir uns zu befassen ha-
ben, sind aber von der alten Rechtslage bedingt; wir beziehen uns daher auf
diese.



re Rechte eingesetzten Korperschaften der Rumanischen Unierten
Kirche sind de facto noch immer entrechtet und koénnen sich mit
ithrer derzeitigen Stellung keineswegs zufrieden geben.

Es wird gut sein, uns in diesem Zusammenhang eines Mentali-
tatsunterschieds zwischen Katholiken und Orthodoxen zu entsin-
nen, damit manche Stellungnahmen und Handlungsweisen besser ver-
standen werden kdnnen. Das unterschiedliche Herkommen beider
Kirchen fihrte zu ungleicher Bereitschaft bei Katholiken und Or-
thodoxen, staatliche Ordnungsmal3nahmen innerkirchlich fur ver-
bindlich zu halten. In einem fur Katholiken des 20. Jahrhunderts
nahezu unbegreiflichen Ausmall anerkennt die Orthodoxie staatli-
che Kompetenz fir das Erlassen von Kirchenrecht;® wie auch die
anderen modernen orthodoxen Nationalkirchen bekam die Rumanische
Orthodoxe Kirche, als sie im 19. Jahrhundert autokephal und im
20. Jahrhundert vergroBBert wurde, ihre Kirchenordnung weithin
vom rumanischen Staat.® Diesen Hintergrund moge bedenken, wer
beobachtet, daR Orthodoxe und Katholiken Rumaniens den Eingrif-
fen des Staates ins kirchliche Leben mit abgestufter Ablehnung
begegnen. Richtet sich die Kritik der ersteren eigentlich nur
gegen ungerechte MaRnahmen, so verwerfen letztere die Eingriffe
an sich. Dieser Mentalitéatsunterschied erschwert es, dal beide
Seiten zu einer gemeinsamen Bewertung der Jahrzehnte des Un-
rechts finden.

Die ekklesiologische Frage nach dem weiteren Existenzrecht
fir eine durch Spaltung entstandene Kirche

Die Vortragszeit erlaubt keinen ausfuhrlichen Exkurs zur
Ekklesiologie;! wir beschranken uns, kurz auf ein grindliches
Umdenken des 2. Vat. Konzils zu verweisen. Wer jener Ekklesiolo-

8 vgl. E. Chr. Suttner, Staat aus orthodoxer Sicht, in: Servitium Pietatis
(Festschrift Kard. Groer), Maria Roggendorf 1989, S. 330-348; ders., Hat die
weltliche Macht fur die Kircheneinheit zu sorgen?, im Dokumentationsband uber
das Regensburger Okumenische Symposion 1989.

® vgl. E. Chr. Suttner, Beitrage zur Kirchengeschichte der Ruménen, Wien
1978, S. 11f; 24-31.

1 Fur eine ausfuhrliche Darlegung zu den anstehenden ekklesiologischen Fragen
mit entsprechenden Quellenverweisen vgl. E. Chr. Suttner, Wandlungen im Uni-
onsverstiéndnis vom 2. Konzil von Lyon bis zur Gegenwart, in: Ostk. Stud.
34(1985)128-150; ders., Kirchliche und nichtkirchliche Grinde fir den Erfolg
abendlandischer Missionare bei Christen im Osten seit dem Tridentinum, in:
Ostk. Stud. 35(1986)135-149; ders., Dialog und Uniatismus, in: Una Sancta
45(1990)87-94.



gie anhing, die in der Enzyklika "Mystici corporis”™ ithren voll-
endeten Ausdruck fand und die Zugehorigkeit zu der vom Nachfol-
ger Petri geleiteten Kirche fur die unerlallliche Bedingung des
Zugehorens zur Kirche Christi erklarte, sah sich im Gewissen
verpflichtet, die Heimholung der Nichtkatholiken in die Herde
des obersten Hirten zu erstreben. Selbstversténdlich waren nach
seiner Auffassung am besten alle Draul3enstehenden in die katho-
lische Kirche hereingeholt worden. Wenn dies aber nicht ging,
wenn statt dessen nur ein Teil von thnen konversionsbereit war,
mul3te gemdl dieser Ekklesiologie auch ihm der Eintritt in die
katholische Kirche offen stehen. Dies fuhrte dazu, dal in mehre-
ren Fallen Teile der orthodoxen Kirche als eine sogenannte
unierte Kirche in die Einheit mit dem romischen Oberhirten auf-
genommen wurden. Das 2. Vat. Konzil erkannte hingegen, dal3 in
den orientalischen Kirchen, die in der Kraft eines sakramental
geweihten Priestertums Eucharistie feiern, die Kirche Christi
heranwachst.! Das aber bedeutet, daR bei jeder Teilunion eine
Schwesterkirche der Ecclesia Romana gespalten wurde, damit ein
Teil von 1hr In die Einheit mit dem romischen Papst eintreten
konnte.

Ohne Uber die personlichen Intentionen und Uber die Integ-
ritat der in der Zeit vor dem 2. Vat. Konzil handelnden Bischofe
und Missionare, die Teilunionen vorbereiteten, urteilen zu wol-
len, mulR gesagt werden, dall ihr Vorgehen ein Irrtum war. Doch
der Herr der Kirche war mit dem Irrtum nachsichtig. Er bewahrte
seine Gnade jenen, die eine Union schlossen, und jenen, die es
nicht taten. Die einen wie die anderen durften mit Gottes Hilfe
Uber Jahrhunderte hinweg eine blihende Ortskirche bleiben. Wenn
unser dreifaltiger Gott in solcher Weise gnadig war mit den Feh-
lern der Vergangenheit, steht es uns nicht zu, nach dem eisernen
Besen zu rufen, um die Folgen der Fehler zu beseitigen. Diejeni-
gen konnen also nicht recht haben, die den unierten Kirchen das
Daseinsrecht bestreiten. Andererseits darf kein erkannter Fehler
fortgesetzt werden unter Berufung auf das Vorgehen friherer Ge-
nerationen, die noch nicht zur Einsicht gefunden hatten. Neue
Teilunionen um den Preis neuer Kirchenspaltungen abzuschlielRen,
iIst nach dem 2. Vat. Konzil undenkbar.

11 vgl. Unitatis redintegratio, Art. 15.
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Die Riucksichtnahme auf das Gewissen von Menschen,
die anderer Uberzeugung sind

An der Richtigkeit der ekklesiologischen Einsicht des 2.
Vat. Konzils gibt es keinen Zweifel. Doch entsinnen wir uns:
Nach dem 2. Weltkrieg kam es in der Ukraine und in Siebenbirgen
zur Unterdrickung des Menschenrechts auf Religionsfreiheit, denn
es wurde dort Millionen von Glaubigen, die Im Gewissen Uberzeugt
waren, dalR sie mit dem romischen Papst in Einheit zu stehen ha-
ben, um dem Evangelium Christi zu folgen und Glieder der Kirche
zu sein, nicht gestattet, weiterhin das von ihrer Gewissensiuber-
zeugung geforderte geistliche Leben zu fuhren. Seien wir auf der
Hut, dall es beim Behandeln der mit der Existenz der unierten
Kirchen verbundenen orthodoxen Gravamina nicht wieder zur Knech-
tung von Gewissen kommt, wenn ekklesiologisch zwar grundlich be-
dachte, den betroffenen Glaubigen aber nicht einsichtig gemachte
Losungen auferlegt wirden.

Viele Katholiken in verschiedenen Landern, unter thnen be-
sonders die in den Untergrund gedrangten Unierten in der Ukraine
und in Siebenbirgen, konnten bis zum jungsten Umbruch ohne ihr
Verschulden nur sehr beschrankt mit der Theologie und Ekklesio-
logie des 2. Vat. Konzils vertraut werden. lhnen ist angemessene
Zeit einzuraumen, und Informationsmoglichkeiten uUber die Entfal-
tung der Theologie in der katholischen Weltkirche sind fur sie
zu schaffen, damit thnen der freie Konsens zur Ekklesiologie und
zum Okumenismus des 2. Vat. Konzils moglich wird.

Auch unter jenen Katholiken, die mit dem 2. Vat. Konzil die
orientalischen Kirchen als Schwesterkirchen der Ecclesia Romana
anerkennen, stolRen wir auf zweilerlei ekklesiologische Positio-
nen. Dasselbe gilt von jenen orthodoxen Christen, die der Eccle-
sia Romana die Wirde einer Schwesterkirche ithrer eigenen Kirche
zuerkennen.!? Denn noch lange nicht alle Katholiken und Orthodo-
xen, die unsere beiden Kirchen hoch schatzen - es scheint sogar,
dal es immer noch deren Mehrheit ist - vermdgen sich voll und
ganz dafur auszusprechen, dal die Differenzen zwischen unseren
beiden Kirchen von untergeordnetem Gewicht seien und die Eucha-

12 paB noch nicht die gesamte Orthodoxie der Gegenwart dies tut, ist gezeigt
bei E. Chr. Suttner, Die eine Taufe zur Vergebung der Sinden. Zur Anerkennung
der Taufe westlicher Christen durch die orthodoxe Kirche im Laufe der Ge-
schichte, in: Anzeiger der Osterr. Akademie der Wiss., Phil.-hist. Klasse
127(1990).
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ristiegemeinschaft zwischen unseren Kirchen nicht verbieten. Sie
halten dafir, dal eine Abstufung in der Wirde unserer beiden
Kirchen vorliegt; in threm Gewissen sind sie Uberzeugt, dal ih-
rer eigenen Kirche die Fulle des Kircheseins in hdherem Mal} eig-
net als der Schwesterkirche, und sie halten das, was zwischen
beiden Kirchen liegt, fiur Glaubensfragen. Das Ubertreten von
Glaubigen der einen Kirche in die andere gilt thnen trotz ihrer
Wertschatzung fur beide Kirchen als echte Konversion. Die unier-
ten Christen, die Katholiken sind, aufzufordern, dal} sie sich
der orthodoxen Mehrheit ithres Ritus anschliellen, bedeutet aus
dieser Sicht, ihnen eine Konversion abzuverlangen. Um der Gewis-
sensfreiheit willen darf dies nicht geschehen.

Jene anderen Katholiken und Orthodoxen, die tief davon
Uberzeugt sind, dafl nichts von den Spannungen und Unterschied-
lichkeiten zwischen unseren beiden Kirchen schwer genug wiegt,
um die Glaubens- und Eucharistiegemeinschaft wirklich verbieten
zu konnen, wissen, dall die volle Gemeinschaft zwischen unseren
Kirchen, der sie im Gewissen zustimmen konnten, auch alle Fragen
um die unierten Kirchen endgultig 16st. Da aber Gottes Glte es
den aus unseren Fehlern hervorgegangenen Gruppierungen langmitig
gewahrte, weiterhin Kirche bleiben zu durfen, damit auch den
Nachkommen der Irrenden das Heil erreichbar bleibe, missen jene
Katholiken und Orthodoxen, die die friheren Irrtimer einsehen
und sie sofort ganz ablegen konnten, Geduld lernen und das Fort-
bestehen der Kirchen, die Gott segnete, solange dulden und not-
falls sogar verteidigen, als dies nach Gottes Barmherzigkeit
noch notwendig bleibt zum Heil und zum Schutz der Gewissen vie-
ler Menschen.
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Die Forderung auf Wiedergutmachung fir Unrecht

Wenn in der Ukraine fur die Unierten die Freiheit, die von
den Behdrden in Aussicht gestellt und zum Teil auch schon ge-
wahrt ist, voll wiederhergestellt sein wird, ergibt sich fur die
Kirchen die sehr heikle Frage, wie das Unrecht, das an der
unierten Kirche geschah, In einer Weise bereinigt werden kann,
die kein neues Unrecht heraufbeschwort. Denn es k&me zu schweren
neuen Konflikten, wenn man, wie manche es sich in Unkenntnis der
wirklichen Unstadnde vereinfacht vorstellen, den unierten Chris-
ten dadurch Wiedergutmachung angedeihen lieRe, dall man kurzer-
hand fur ungultig erklart, was nach Kriegsende geschah. Wenn man
sozusagen versuchen wollte, die Geschichte zurickzudrehen und
der unierten Kirche pauschal wieder zuzuerkennen, was ithr damals
genommen wurde. Man mul3 Tatsachen und Entwicklungen im Land
selbst bedenken, den Wandel im theologischen Denken seit dem 2.
Vatikanischen Konzil beachten und fir manche Auswirkungen der
menschlichen Psyche auf das kirchliche Leben Verstéandnis haben,
damit sich eine wirklich gerechte Losung finden lalkt. Vorweg
aber missen die Kirchen die gegenwartige Ausgangslage gemeinsam
bewerten.

Fir die orthodoxe und fir die unierte Kirche ist eine lange
Periode der Unterdrickung und des Leidens zu Ende gegangen. Zwar
waren beide Kirchen nicht in derselben Art und Weise den Unter-
drickungsmalBnahmen ausgesetzt, doch waren sie beide aus demsel-
ben atheistischen Hall gegen die Religion von denselben Behdrden
verfolgt. Dall sie beide gewurdigt waren, fur den Herrn zu lei-
den, und dall sie beide gestarkt wurden, um den Kreuzweg durch-
stehen zu koénnen, erweist sie als ehrwirdige Schwesterkirchen,
die zusammengehdren und einander stiutzen miussen; sie dirfen sich
auf keinen Fall gegeneinander stellen.

Die Unterdrickungsmallnahmen geschahen, weil sich die Swjet-
behoérden ins kirchliche Leben der Orthodoxen und der Unierten
einmischten. Es ist erforderlich, dall beide Seiten in gleicher
Entschiedenheit jede staatliche Einmischung ins kirchliche Leben
verurteilen. Sie miussen einhellig fur Unrecht erklaren, was die
Behdrden unter Zwang und Notigung auferlegten. Eine vorurteils-
lose Priufung der Vorgange zeigt, dall jene irren, die der Russi-
schen Orthodoxen Kirche die Verantwortung fur das Unrecht an der
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unierten Kirche zuschieben méchten. Derlei Vorwirfe gegen die
Russische Orthodoxe Kirche, woher sie auch kommen, sind unbe-
rechtigt und missen unterbleiben. Doch ist es Tatsache, dal} der
Russischen Orthodoxen Kirche Vorteile erwuchsen aus dem vom
Staat der unierten Kirche zugefugten Unrecht. Also liegt auf der
Russischen Orthodoxen Kirche eine Restitutionspflicht gegenuber
den durch staatliche MaBnahmen entrechteten Unierten. Uber das
Ausmall derselben und Uber die angemessene Art und Weise, ihr
nachzukommen, bedarf es der Klarung.

Dabei ist auf eine Vielzahl von Tatsachen und Entwicklungen
Riucksicht zu nehmen. Zu diesen Tatsachen gehdrt, dall es eine un-
bekannte Zahl von Christen gibt, die der Konversion zur Orthodo-
xie von Anfang an im Gewissen beipflichteten. Auch der Wechsel
in den Wohnsitzen ist zu beachten, denn innersowjetische Bevol-
kerungsbewegungen, darunter Deportationen unierter Christen,
fihrten dazu, dall Orthodoxe in die Westukraine und viele Unierte
weit nach Osten, bis nach Sibirien, kamen. Zudem ist zu beden-
ken, dalR nun schon die zweite Generation von Glaubigen heran-
wachst, die nicht mehr in unierten Gotteshausern getauft werden
konnten, weil es solche Gotteshauser nicht gab. Nur ein Teil der
Taufen konnte im geheimen von unierten Priestern gespendet wer-
den. Die Mehrzahl der Taufen wurde in orthodoxen Gotteshdusern
vollzogen. Viele von denen, die ins orthodoxe Gotteshaus gingen,
taten dies nur wegen der Zwangslage und verstanden sich trotzdem
als unierte Christen. Aber zweifellos wuchsen manche in den mehr
als 40 Jahren echt in die orthodoxe Kirche hinein. Auch Uber i1h-
re Zahl vermag man nichts Sicheres zu sagen, denn iIn den Jahren
der Unterdrickung konnte sich niemand offentlich deklarieren.
Die Angaben, die gemacht werden Uber das zahlenmdRige Verhaltnis
der Unierten zu den Orthodoxen, beruhen auf Schatzungen und sind
sehr unterschiedlich. Denn die einen, die den kollektiven Kon-
versionsbeschlul? aus dem Jahr 1946 fur null und nichtig halten,
weil er ein Akt staatlicher Einmischung In das Leben der unier-
ten Kirche war, griunden thre Schatzungen darauf, dall die breite
Mehrheit des glaubigen Volkes keinen personlichen Ubertritt zur
Orthodoxie bekundete und daher weiter der unierten Kirche zuzu-
zahlen sei; fur sie ist die Zahl der Unierten sehr hoch, und zu
den Orthodoxen zahlen sie nur diejenigen, die offentlich dekla-
rieren, dall sie eine freie Konversion vollzogen. Die allméhli-
chen stillen Beitritte zur orthodoxen Kirche, die iIn den vier
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Jahrzehnten vor sich gingen, werden von ithnen ignoriert. Andere
handeln umgekehrt. Sie gehen davon aus, dall der kollektive Kon-
versionsbeschlul3 neue Gegebenheiten schuf, und sie halten das
breite Volk, soweit es sich nicht ausdricklich dagegen dekla-
rierte, fur orthodox. Als uniert gilt ihnen nur, wer deutliches
Dissidententum an den Tag legte. Fir sie ist die Zahl der Ortho-
doxen hoch, und die Unierten sind fur sie nur kleine Gruppen.
Sie ignorieren das Selbstverstandnis vieler, die weiter Unierte
bleiben wollten, als sie fortfuhren, i1hr angestammtes Gotteshaus
auch dann noch zu besuchen, als es einem orthodoxen Bischof un-
terstellt worden war.

Wer konnte nach vier Jahrzehnten der Rechtsunsicherheit
Auskunft geben uUber das wirkliche Empfinden der Glaubigen? Wer
konnte die Einseitigkeit beider Zahlverfahren vermeiden? Auch
der zunachst recht unparteiisch erscheinende Vorschlag, Listen
aufzulegen, in die sich die Glaubigen als Orthodoxe oder als
Unierte eintragen koénnen, wird voraussichtlich Konflikte verur-
sachen. Denn sicher wirden, wenn eine Volksbefragung erfolgt,
Aktivisten diejenigen, deren Abstimmungsverhalten nicht von vor-
neherein feststeht, zu beeinflussen suchen. Da nach dem bisheri-
gen Zahlverfahren beide Seiten die nicht definitiv Entschlosse-
nen jeweils fur sich reklamieren, wirde dies mit Sicherheit ge-
genseitige Vorwurfe wegen angeblichem Prosyletismus heraufbe-
schworen; eine noch scharfere Konfrontation kann davon die Folge
sein. Da gegenwartig in der Ukraine vermutlich sogar nahe Ver-
wandte und gute Freunde bezuglich ihrer Kirchenzugehorigkeit un-
terschiedlich empfinden, kame es im Fall eines Eintragungsver-
fahrens voraussichtlich auch dann zu schweren Beeinflussungen
und eventuell sogar zu Pressionen, wenn sich der Klerus beider
Seiten vorbildlich verhielte. Denn die orthodoxen und die unier-
ten Glaubigen leben heute iIn viel starkerem Ausmall untereinander
vermischt, als dies fruher der Fall war, und es ware eine Uber-
forderung, von thnen zu erwarten, dall sie nach den Jahrzehnten
des Schweigenmissens und der Unterdrickung sofort ein vollkomme-
nes Verhalten an den Tag legen. Doch ein Zahlverfahren mul3 ge-
funden werden, denn bei der Bereinigung der Rechtslage bedarf es
des Wissens um die Anzahl der Orthodoxen und der Unierten, weil
eine Aufteilung der Gotteshauser erfolgen mul3. Diese wird nicht
schlechterdings an den Besitzverhadltnissen vor dem Anschlul} der
Westukraine an die Sowjetunion orientiert sein kdénnen, sondern
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mul3 auch Bedacht nehmen auf die heutige Konfessionszugehorigkeit
der Glaubigen.

Viel Leid brachte die Legalisierung der unierten Kirche,
wenn Orthodoxe und Unierte einander wieder ebenso streng die Eu-
charistie verweigern, wie dies vor 1946 der Fall war. Denn dann
darften in vielen Fallen Familienangehdrige nicht mehr miteinan-
der zu den heiligen Sakramenten gehen. Zu bedenken ist auch, dald
ein sehr hoher Anteil der Priester, die die Russische Orthodoxe
Kirche in den letzten Jahrzehnten weithen konnte, von ehemals
unierten Eltern bzw. GroReltern abstammt. Sie tun Dienst in or-
thodoxen Dibdzesen und Pfarreien in vielen Teilen der Sowjetuni-
on. Werden sie fur den Fall, dall es wieder zu einem scharfen Ge-
gensatz zwischen unierter und orthodoxer Kirche kommt, ihre Ge-
meinden verlassen, um mit thren Angehérigen wieder Unierte zu
sein? Wer sorgte dann fur ithre Gemeinden? Oder werden sie ihren
nahen Angehdrigen den Schmerz bereiten, dall sie Amtstrager auf
der anderen Seite der Kirchenspaltung bleiben?

Probleme erwachsen auch fur den Fall, dal in grolerer Zahl
orthodoxe Christen der Union beitreten wollten, weil sie ent-
tauscht sind von der Nachgiebigkeit gewisser orthodoxer Hierar-
chen gegenuber dem atheistischen Staat in den vergangenen Jahr-
zehnten, und weil die unierte Kirche wegen ihres Standhaltens in
der Verfolgung bei thnen umso hdher im Ansehen steht. Einerseits
ware dann zu fragen, ob zurickgewiesen werden darf, wer ehrlich
und offen um Aufnahme in die katholische Kirche bittet. Anderer-
seits muR man aber auch fragen, ob alle Ansuchenden aufgenommen
werden durfen, weil dadurch die orthodoxe Kirche, die ebenfalls
verfolgt war, in der Zeit anbrechender Freiheit weiter ge-
schwacht wirde.

Die eben erwogenen Tatsachen pragen auch in Siebenbirgen
das Bild. Doch bezuglich der Gotteshauser sind die Rechtsver-
haltnisse verschieden. Die sowjetische Religionsgesetzgebung
enteignete die Religionsgemeinschaften ganzlich; alle Gotteshau-
ser in der gesamten Sowjetunion wurden zu Staatseigentum er-
klart, und die Beh6rden wurden ermédchtigt, wenn sie es fur gut
befinden, einzelne der von ithnen in Besitz genommenen Gotteshau-
ser den religidosen Ortsgemeinden unter hohen Auflagen finanziel-
ler Art zu Uberlassen. Als 1946 viele von den fruheren Gottes-
h&usern der Unierten an die Orthodoxen fielen, wurden letztere
also nicht die Eigentumer dieser Gotteshauser. Sie feierten dort
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zwar Gottesdienste, waren aber darin nur geduldet. Die Behdrden,
die laut Gesetz im Besitz der Gotteshduser verblieben, konnen
deswegen darangehen, das an den Unierten geschehene Unrecht
durch eine Unmwidmung zu bereinigen. Zudem sind in der Ukraine
sehr viele Gotteshauser profaniert worden. Diese wieder fur got-
tesdienstliche Zwecke freizugeben und sie einer unierten Gemein-
de zu Uberlassen, fallt noch leichter. Die ruménische Religions-
gesetzgebung enteignete die Kirchen hingegen nicht. Die Gemein-
den blieben Eigentumer ihrer Gotteshauser, und das Gesetz, das
am 1. Dezember 1948 die unierte Kirche fur erloschen erklarte,
bestimmte, dall alles Eigentum dieser Kirche vom Staat Ubernommen
wird und von den Behorden teilweise der orthodoxen Kirche uber-
geben werden kann. Mit den Gotteshausern und Pfarrhausern ge-
schah dies in der Regel. Vor cirka 40 Jahren gelangten daher
fast alle Kirchen und Pfarrh6fe der Rumdnischen Unierten Kirche
in den Besitz von orthodoxen Kirchengemeinden. Wenn diese Ge-
meinden nicht freiwillig auf sie verzichten, mifRten sie enteig-
net werden, ehe die Unierten in i1thre Rechte wieder eingesetzt
werden konnen. Die gegenwértige rumanische Regierung, von der
mit gutem Grund bezweifelt wird, dall sie wirklich auf einem neu-
en Kurs sei, ist In der Angelegenheit inaktiv. Bezuglich der
Gotteshduser steht es somit in der Rumanischen Unierten Kirche
trotz der Tatsache, dalR sie gesetzlich In besserer Lage ware als
die Ukrainische Unierte Kirche, um vieles schlechter als in der
Ukraine. Auch die Bukarester Patriarchatsleitung der Ruméanischen
Orthodoxen Kirche ist in der Angelegenheit inaktiv; sie lakt
verlauten, dall sie iIn der Sache keinen Einflul? ausuben konne,
weil eben die Ortsgemeinden, nicht die Gesamtkirche und auch
nicht die Bistumer, Eigentimer der umstrittenen Gebaude seien.
Die gesetzlich bessere Lage der rumdnischen Unierten zeigt
sich daran, daf Papst Johannes Paul 1l1. im Marz 1990 deren
kirchliche Verhaltnisse durch Ernennung von Ordinarien fur samt-
liche herkdmmliche Didzesen der Rumanischen Unierten Kirche re-
geln konnte,®® wahrend fur die Ukraine bisher noch kein solcher
Schritt erfolgte. Das rumanische Konkordat, das eine Fuhlungnah-
me des Vatikans mit der rumanischen Regierung vor der Ernennung
von Bischofen vorgesehen hatte, war von der ruménischen Regie-
rung 1948 einseitig fur beendet erklart worden, und die Revolu-

13 vgl. Osservatore Romano vom 15. Marz 1990.



17

tionsregierung hat an der Jahreswende 1989/90 Religionsfreiheit
verkindet. So konnte der rumanische Staat die Ernennung und Wei-
he der Bischtfe nicht beeinspruchen. Wegen des besprochenen Un-
terschieds, wie Unierte und Orthodoxe die Zahl der unierten
Glaubigen errechnen, gab es jedoch einen scharfen Einspruch ge-
gen die Bischofsbestellungen von seiten der Rumanischen Orthodo-
xen Kirche. Es seil zwar Tatsache, hiel} es, dal es iIn Ruménien
weiterhin Unierte gebe, und es sei richtig, dafl auch thnen die
Religionsfreiheit gebihre; es ware aber nicht einzusehen, weswe-
gen man gleich sechs Bischofe einsetze fur kleine Grippchen von
Dissidenten. Ein ernsthaftes Feststellen der wahren GroRRenver-
haltnisse tut not.

Des weiteren unterscheiden sich die Verhdltnisse in der Uk-
raine und in Siebenblrgen beziuglich der nationalen Komponente.
Wie aus zahlreichen Nachrichten der letzten Monate hervorgeht,
begann in der Sowjetunion ein Aufbruch der Nationalitaten gegen
die Dominanz des Russischen. Zu den aufbegehrenden Nationen zah-
len auch die Ukrainer. Zwischen der Ukrainischen Unierten Kirche
und der Moskauer Patriarchatsleitung der Russischen Orthodoxen
Kirche liegen daher aufller dem Graben der Kirchenspaltung auch
vielfaltige russisch-ukrainische nationale Spannungen. In Ruma-
nien sind sich Unierte und Orthodoxe hingegen bewul3t, miteinan-
der ein einziges, das rumanische Volk zu sein. Nationale Span-
nungen verscharfen den kirchlichen Gegensatz zwischen ihnen
nicht zusatzlich. Doch widersetzen sich dort national denkende
Kreise der Konsolidierung der unierten Kirche, weil es ihnen un-
ertraglich erscheint, dall geistliche Anliegen die nationale Ein-
heit ithres Volkes beeintrachtigen. In diesem Interessenskonflikt
stellen nicht alle orthodoxen Rumé&nen, auch nicht alle Kleriker,
die geistlichen Anliegen uUber die nationalen.

Die grofRe Herausforderung

Der Okumenismus will die Spaltungen lUberwinden. Solange ei-
ne Spaltung aber als Glaubensspaltung gilt, ist den Okumenikern
Zuruckhaltung geboten, auch wenn sie selbst schon zu einer tie-
feren Einsicht fanden. Solange die Mehrheit der Christen zwi-
schen der katholischen und der orthodoxen Kirche weiterhin eine
Glaubensspaltung vermutet, geht es nicht an, die Unierten ein-
fach der orthodoxen Kirche zuzufuhren, d.h. von ihnen einen Kon-
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fessionswechsel zu verlangen. Vielmehr bedarf es um der Gewissen
willen des Rechtsschutzes fur die unierten Kirchen. Es bedarf um
der durch das 2. Vatikanische Konzil uns Katholiken auferlegten
Ehrfurcht vor der orthodoxen Schwesterkirche willen zugleich
auch groRRer Diskretion, wenn wir nach einer Rechtsordnung ver-
langen, die diesen Schutz gewahrt.

Es braucht also Rucksichtnahme nach zwei Seiten, und eine
solche fallt nicht leicht. Im konkreten Fall durfte sie deswegen
auf besondere Schwierigkeiten stollen, weil zahlreichen unierten
Katholiken wegen i1hrer langen Isolation vieles von dem, was das
2. Vatikanische Konzil lehrt, gar nicht bekannt ist. lhre in der
Il1legalitat geweihten Priester und Bischofe entbehren verstand-
licherweise der theologischen Studien. Was sie im Untergrund an
Rudimenten einer Ausbildung erlangten, beruht im wesentlichen
auf dem, was die sie unterweisenden Vorganger aus der Theologie
der Vorkriegszeit in Erinnerung hatten. Denn in der Illegalitat
waren die Unierten vom Informationsflull mit den Glaubensbridern
im Westen noch radikaler abgeschnitten als die ebenfalls ver-
folgten, aber wenigstens nicht vollig verbotenen lateinischen
Katholiken. Sie werden es daher jetzt uUberaus schwer haben, iIn
vollen Gedankenaustausch mit der Weltkirche einzutreten und zu
einer dem Okumenismusdekret des 2. Vat. Konzils gemaRen Haltung
der orthodoxen Kirche gegenuber zu finden. Diese Schwierigkeit
wird dadurch noch gesteigert, dall auch bei vielen orthodoxen Bi-
schéfen und Priestern, mit denen sie es zu tun haben, in den zu-
rickliegenden Jahrzehnten die Umstande Mangel in der theologi-
schen Ausbildung verursachten, sodall auch diese nicht immer in
einer Art und Weise denken und handeln, die ganz dem neuen o6ku-
menischen Aufbruch entspricht. Wie jungste Nachrichten belegen,
werden beil den Rechtsfragen um die Gotteshauser Emotionen frei-
gesetzt. Das ist psychologisch verstandlich, denn die Erinnerung
an jahrzehntelang erlittenes Unrecht hat viel Verbitterung ge-
schaffen. So kann die Freude Uber endlich wiedererlangte Frei-
heit zu Ausbrichen fuhren, die einer christlichen Gemeinde nicht
wirdig sind. Dabei treten auch Kirchenfeinde als Provokateure
auf, um die Glaubigen zu Gewaltausbrichen zu reizen, damit die
Christen unglaubwirdig werden. Und wir haben Grund zu der Annah-
me, dal iIn manchen Fallen politische und nationalistische Agita-
toren die Unzufriedenheit und Ungeduld der Glaubigen anheizen,
um In der so verursachten Unruhe ihre eigenen Ziele umso leich-
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ter erstreben zu kdnnen.

Die Liste von Grunden, weshalb die Herausforderung grof
ist, lielle sich verlangern. Wir schlielen sie, denn sie soll
nicht wie Jammern klingen, weil vor der Kraft des Gottesgeistes
auch die argsten Probleme klein sind. Vertrauen wir thm. Wir
dirfen zu ithm beten; also haben wir keinen Grund zu zagen.



	Fragen und weil es eilt
	Die Menschenrechtsfrage
	Die Forderung auf Wiedergutmachung für Unrecht
	Die große Herausforderung

